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bevorſtehenden Reorganiſation der Domſtifter eben ſowohl die Rechte der 
Korporationen, als auch die Rechte der Kirche und Schule wahren werde. 
— Abg. Richter (Sangerhauſen): Er hätte eine Erklärung der Regierung 
darüber gewünſcht, ob dieſelbe geſonnen ſei, eine Reform der Stifter mit 
dem Hauſe zu fördern und frage, welche Summe ſeit dem Friedensſchluß 
mit Sachſen daraus disponibel geworden und was über deren 8 
bis dahin beſchloſſen ſei. — Regierungs-Kommiſſar v. Wolff: Seit 1 
werde an der Reform der Stifter gearbeitet und daraus ergäbe ſich daß 
die zur Sprache kommenden Prinzipien nicht einfach ſein können. Durch 
den Friedensvertrag mit Sachſen ſeien 1800 Thlr. jährlich vakant gewor⸗ 
den, und dieſe Summe werde mit Rückſicht auf die bevorſtehende Reform 
einſtweilen reſervirt. — Abg. Dr. Virchow: Es ſei eine vollſtändige Ab 
normität, daß Perſonen aus dem Kriegerſtande mit allerlei geiſtlichen Zier⸗ 
rathen ausgeſtattet würden; dieſelbe könne nicht fortexiſtiren. Bereits König 
1 ilhelm IV. habe eine Umwandlung dieſer Stifter in geiſtliche 

tiftungen angeordnet. — Abg Rohden: Es frage ſich, ob es ſich hier 
um ein Objekt handle, über welches die Krone allein zu verfügen habe, 
oder um ein Landes⸗Eigenthum, worüber die drei Faktoren der Geſetzgebung 
zu entſcheiden hätten. Das ſei eine ſo wichtige Prinzipienfrage, daß man 
dieſelbe nicht ohne eingehende Berathung und ohne einen beſtimmten Antrag 
entſcheiden ſollte und er bitte das Haus, von der Erörterung der Sache 
hier abzuſtehen und es denjenigen zu überlaſſen, die ſich dafür intereſſiren, 
beſtimmte Anträge zu ſtellen. 

Abg. Dr. Aegidi: Die Einräumung beſtimmter Rechte auf dem Ge⸗ 
biete der Landesgeſetzgebung ändere durchaus nichts an dem jus refor- 
mandi, das hier in Frage ſtehe. Im Uebrigen trete er dem Abg. Robben 
bei. — Abg. Waldeck: Das jus reformandi hätte einen ganz beſtimm⸗ 
ten Zweck gehabt. Nachdem die Gewiſſens⸗ und Religionsfreiheit gegeben, 
ſei das jus reformandi ein todter Buchſtabe geworden. Die Angelegen 
heit ſei übrigens durch frühere Anträge genugſam erörtert. — Die Ein ⸗ 
nahmen werden hierauf genehmigt. — Zu Tit. 5 der Ausgaben liegt fol ⸗ 
gender Antrag des Abg. Richter (Sangerhauſen) vor: In Erwägung, 
daß die Ordnung und Verwaltung kirchlicher Angelegenheiten durch einen 
Staatsbeamten nach Art. 15 der Verfaſſungsurkunde unzuläffig iſt, die 
Königl. Staatsregierung aufzufordern, eine verfaſſungsmäßige Kirchen⸗Re⸗ 
gierung für die evangeliſche Kirche der neuen und alten Provinzen unter 
entſcheidender Mitwirkung freigewählter kirchlicher Vertreter herzuſtellen. 
Der Antragſteller vertheidigt dieſen Antrag: Er erklärte, daß er durch ſei⸗ 
nen Antrag durchaus nicht die Abſicht habe, in die Rechte der neuen Lan 
destheile einzugreifen. Ein ſolcher Verſuch müſſe Widerſtand und Miß⸗ 
trauen hervorrufen. Es liege fern von ihm, irgendwie das Machen einer 
Union durch die Staatsregierung in irgend einer Weiſe befürworten zu 
wollen. Der Antrag beziehe ſich nur — die e er beziehe 
ſich lediglich auf die Regierung, welche bis dahin der Staat durch Behör⸗ 
den in und über die evangeliſche Kirche ausgeübt, er beziehe ſich nicht auf 
die inneren Angelegenheiten der Kirche. Grund für ſeinen Antrag heute 
ſei, was bereits geſchehen und was noch era werde. Ein anderer 
Grund für ſeinen Antrag ſeien die neuen deſſortverhältniſſe, welche im 
Kultusminiſterium geſchaffen ſeien. Die rechtliche Baſis für ſeinen Antrag 
ſei der Art. 15 der Berfaſſung, welcher der Kirche die Selbſtſtändigkeit gar 
rantire. Dieſer Artikel ſei zwar jetzt nur noch eine Verheißung; denn die 
alten Landestheile erfreuten ſich dieſer Selbſiſtändigkeit noch nicht, und des ⸗ 
halb werde gegen ſeinen Antrag nichts einzuwenden ſein. Die Landesver⸗ 
tretung habe die heilige Pflicht, die evangeliſche Kirche gegen ein einſeitiges 
Vorgehen der Regierung zu bewahren. — Abg. Hugenber amendirt 
dieſen Antrag dahin: die Regierung aufzufordern, diejenigen Maßnahmen 
zu treffen, welche nöthig find, um die evangeliſche Kirche des Landes, ſo 
weit es nicht bereits geſchehen iſt, in den Bei der durch den Art. 15 der 
Verfaſſu⸗g verheißenen Seloſtſtändigkeit zu ſetzen. — Abg. Dr. Löwe: Ich 
erwartete Einwendungen der Regierung gegen den Antrag Richter, zumal 
zuvor ein ſo großes Gewicht auf das Jus reformandi, auf den summus 
episcopus u. ſ. w. gelegt wurde. Trotzdem iſt bis jetzt kein Einwurf da⸗ 
gegen gemacht. Die neuen Provinzen ſucht die Regierung jetzt allerdings 
dadurch zu beruhigen, das ſie das Beſtehende ruhig weiter fortbeſtehen takt, 
um nicht gleichzeitig auch an den Verhältniſſen der alten Landestheile rüt⸗ 
teln zu müſſen; ſobald aber die Bureaukratie hier genug erſtarkt iſt, wird 
ſie kein Bedenken tragen, ſich auch gegen die hannöverſche Synodalver⸗ 
faffung zu wenden. Durch dieſe bureaukratiſche Kirchenverwaltung wird 
unſer ganzes Staatsleben berührt; die Vermiſchung der kirchlichen und ftaat- 
lichen Verhältniſſe muß endlich beſeitigt, die Herrſchaft der Hoftheologie, 
die ihren knechtenden Einfluß bis in die unterſten Kreiſe erſtreckt, muß ge⸗ 
brochen werden. Wir wollen den Grundſatz der Parität reſpektirt wiſſen, 
dazu aber iſt es nöthig, daß endlich der Art. 15 unſerer Verfaſſung eine 
Wahrheit werde, und in dieſer Beziehung muß ich erklären, daß die Re⸗ 
gierung ihre Pflicht auf das Empfindlichſte vernachläſſigt hat. (xeifall 
links.) — Regierungs⸗Kommiſſar Lehnerdt: Den letzten von dem Herrn 
Vorredner ausgeſprochenen Vorwurf muß ich ſo lange als unbegründet zu⸗ 
rüdweiſen, bis mir Thatſachen vorgeführt werden, durch welche derſelbe be⸗ 
ſtätigt wird. Aus den Ausführungen des Herrn Autragſtellers habe ich 
mit Genugthuung vernommen, daß derſelbe mit ſeinem Antrag nicht beab⸗ 
ſichtigt, in die hannoverſche Kirchenverfaſſung einzugreifen, dabei will er 
aber das Aufſichtsrecht des Kultus miniſters, deſſen Mitwirkun gerade durch 
die dortige Verfaſſung bedingt wird, beſeitigt wiſſen. Die Beſorgniß, daß 
das Kultusminiſterium dieſes Aufſichtsrecht dazu benutzen werde, die hau ⸗ 
noverſche Synodal⸗Ordnung durch neue Maßregeln umzugeſtalten, iſt un⸗ 
begründet, und wenn man aus meinen Worten eine ſolche Abſicht heraus⸗ 
gehört hat, fo beruht biefe Aunaffung auf einem Mißverſtändniß. Was die 
Stellung der Regierung zu dem Antrage betrifft, jo muß ich mich pflicht⸗ 
mäßig auf die vorjährigen Worte des Herrn Kullusminiſters beziehen. 
Derſelbe hat die Kompetenz des Hauſes, über Ausführung des Artiſel 15 
zu wachen, vollkommen anerkannt, dagegen hat er die Kompetenz beſtritten, 
über den Modus der Ausführung eutſcheidende Beſchlüſſe zu faſſen. Es 
würde ein tiefer Eingriff in die Rechte der Kirche ſein, wenn das Haus ſie 
zu einer beſtimmten Form ihrer Verfaſſung verpflichten wollte, z. B. zur 
Mitwirkung ſreigewählter Vertreter, wie der vorliegende Antrag bezweckt; 
überhaupt wüßte ich nicht, in welcher Weiſe dieſe Vertreter aus einer Wahl 
hervorgehen ſollten. 

Abg. Miquel: So ſehr ich mit den Ausführungen des Abg. Richter 
einverſtanden bin, fo kann ich doch nicht für den Antrag deſſelben ſtimmen. 
Der Wortlaut dieſes Antrages wideiſpricht offenbar den Intentionen des 
Antragſtellers, der die Syaodal⸗Verfaſſung ſowohl in Hannover wie in 
Rheinland und Weſtfalen für unantaſtbar erklärt hat. Weil ich die han⸗ 
növerſche Synodalverfaſſung, die allerdin.® nicht frei von Mängeln iſt, 
aufrecht erhalten wiſſen will, ſtimme ich gegen den Antrag des Abg Rich ⸗ 
ter. — Abg. Florſchütz: Der Antrag richtet ſich an eine falſche Adreſſe. 
Nicht die Sache der Regierun iſt es, Reformen in die Hand zu nehmen, 
ſondern Sache der kirchlichen 7 ſelbſt, und gerade deshalb, weil ich 
die im Act. 15 garantirte Seldſiſtändigkeit der Kirche will, werde ich ge⸗ 
gen den Antrag ſtimmen. — Nach der kurzen Ausführung eines Redners, 
deſſen Name ebenſo unverſtändlich bleibt, als feine von der Tribüne ge⸗ 
ſorochenen Worte, erklart Abg. Techow, daß das Haus eine weitere Kome 
petenz, als die ibm von dem Miniſter ſelbſt zugeſta dene, nie beauſprucht 
habe. Durch die bisherigen Oktroyirungen ſei von der Regierung ein Weg 
vorgezeichnet, durch welchen jede Selbſtſtandigkeit der Kirche vernichtet 
würde, zund deshalb ſei eine Mitwirkung freigewä Iter Vertreter noihwen⸗ 
dig. — Abg. Richter: Der Abg. Florſchütz dat meinen Antrag befämpft, 
weil er der Regierung die Initiative in die Hand gebe; fie befigt die Ini⸗ 
tiatıve bereits und der Schwerpunkt meines Antrages liegt ausdrücklich 
darin, ſie für die nächſte Zukunft zu beſchränken. Da übrigens mein Ans 
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ſandten Italiens und Oeſterreſche, Grafen de Launay und Grafen 
Wimpffen Audienz, welche ihre Kreditive als Geſandte beim nord- 


deutſchen Bunde überrelchten, und konferirte vor dem Diner noch 


mit dem Miniſterpräſidenten. 

— Die Deputation, welche auf Befehl Sr. Maj. des Kö⸗ 
nigs die preußiſche Armee bei der Beiſetzung des verſtorbenen Kal⸗ 
ſers Maximilian in der Kalſergruft zu Wien vertrat, iſt, wie die 
„N. P. 3.“ berichtet, von St. M. dem Kalſer mit großem Wobl⸗ 
wollen empfangen worden. Sk. Majejlät hat wegen dieſer Theil- 
nahme der preußiſchen Armee für feinen hochſeligen Bruder wieder⸗ 
holt in gnädiger Weiſe ſeine Anerkennung auszuſprechen und durch 
verſchledene Beweſſe ſeiner Gnade zu beſtätigen gerubt. Bel den 
Offizieren der Kalſerlichen Armee, mit welchen bie preußiſche Mi⸗ 
litä. Deputation in Berührung kam, fand dieſelbe die freundlichſte, 


kameradſchaftlichſte Aufnahme, und rief das Erjgeinen der Depu- 
tation bei der Trauer 


felerlichkelt Seitens der Bevölkerung Wiens 
vielfach den Ausdruck freundlicher Theilnahme hervor. 

— Der Bau eines Parfamentsgebäudes, welcher bei dem 
jetzigen Segen an Parlamente ganz gewiß ein unleugbares Be- 
dürfniß iſt, wird wohl noch lange auf ſich warten laſſen. Die 
Miniſterial-Baukommiſſion hal dem Handelsminſſterium einen um⸗ 
faſſenden Plan vorgelegt, derſelbe wird aber vorläufig nicht an den 
Landtag gelangen. Die Koſten für den Neubau des Abgeordneten⸗ 
hauſes belaufen ſich auf 80, Thlr. 

— Die deutſche evangeliſch⸗lutheriſche Gemeinde zu Ripon in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika hat ſich an den evange- 
liſchen Ober-Kirchenralh mit Erſuchen gewendet, ihr einen Pre- 
diger zu ſenden. Es ſoll demſelben ein Einkommen von 600 Dol- 
lars und die Reiſekoſten in Höhe von 150 Dollars zugeſichert 
werden. h 

— Es iſt bereits von mehreren höheren Gerichten, von dem 
oſtpreußiſchen Tribunal in Königsberg, dem Appellationsgericht zu 
Inſterburg und anderen, die Mitwirkung der Geiſtlichen am Vor- 
mundſchaftsweſen in ihren Bezel n angeordnet worden. In neue 
fer Zeit hat auch das App atlonsgericht in Marienwerder dle 
gleiche Praxis angenommen. e Gerichte ſetzen Mh in den Fällen, 
wo ihnen nicht die Uebetzeugung von der Qualifikation der zu Vor⸗ 
mündern vorgeſchlagenen Perſonen beimohnt, mit den betreffenden 
Geiſtlichen in Verhandlung, und fordern biejelben nöthigenfalls auf, 
ihnen qualifizirte Perſonen na t zu machen. In die Erziehungs- 
berichte tragen die Geiſtlichen ihr Wahrnehmungen über die Er- 
ziehunz und Haltung der Kuramden ein. 


Berlin, 23. Januar. (H er Abgeordneten.) 34. Sitzung. 
Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 10½ Uhr. — Am Mi⸗ 
niſtertiſche: Mehrere Regierungs⸗Kommiſſarſen.— Ber erſte Gegenſtand 
der Tagesordnung iſt die Vorberathung des Etats des Kultus⸗Miniſte⸗ 
riums. Bevor in die allgemeine Beſprechung dieſes Etats eingetreten wird, 
erklärt der Regierungs- Kommiſſar, Unterſtaats⸗Sekretär Lehnerdt: Er 
habe das Bedauern des Herrn Kultus⸗Miniſters dem Hauſe auszuſprechen, 
daß derſelbe verhindert ſei, den Berathungen dieſes Etats beizuwohnen. 
Der Geſundheitszuſt nd des Miniſters ſei fo, daß, obwohl derſelbe eine 
Ausfahrt machen dürfe, ſein Nervenſyſtem doch ſo angegriffen ſei, daß der 
Arzt ihm ſtreng unterſagt habe, den Berathungen des Etats beizuwohnen. 
Die Kommiſſarien ſeien indeſſen mit ausreichender Information verſehen, 
um ſich über die geſtellten Anträge erklären zu können. Sollte die Infor⸗ 
mation in einem Punkte nicht ausreichend ſein, ſo bitte er dies mit der 
Krankheit des Herrn Miniſters entſchuldigen zu wollen. — Der Regierungs 
kommiſſar Geh. Ober⸗Regierungsrath Knerck giebt darauf eine kurze ein⸗ 
leitende Ueberſicht über den Etat. — Abg. Kan tak erörtert die Nothwen⸗ 
digkeit der Errichtung einer Landes⸗Univerſität in Poſen, unterläßt indeſſen 
die Stellung eines Antrages, weil noch andere Bedürfniſſe vorhanden ſeien. 
Er beſpricht demnächſt die Verhältniſſe der beiden Gymuaſien in Poſen. — 
Der Regierungskommiſſar Knerck erwidert, daß die Regierung alle Sorg- 
falt darauf verwende, eine Parität herbeizuführen. — Abg. Schläger mo⸗ 
nirt, daß ein Rath aus Hannover in das Kultusminiſterium berufen ſei, 
der mit dem bekannten Katechismusſtreit in Hannover in naher Berührung 
ſtehe. Er richtet an den Regierungskommiſſar die Frage, ob der Kultus- 
miniſter entſchloſſen ſei, auf eine raſchere Entwickelung der Synodal - Ord 
nung für Hannover hinzuwirken. 

Regierungs - Kommiffar Lehnerdt: Die Vorausſetzung, daß ein 
Rath aus Hannover in das Miniſterium berufen worden, ſei unrichtig; es 
ſei fein einziger Beamter aus Hannover in das Kultusminiſterium berufen. 
Allerdings habe die Abſicht vorgelegen, um die Aufhebung des dort beſte⸗ 
henden Kultus⸗ Departements vorzubereiten, ein Mitglied deſſelben hierher 
zu berufen, allein dieſe Abſicht ſei an den perſönlichen Anſprüchen des betr. 
Beamten geſcheitert. Die weitere Anfrage werde ſich erledigen bei Gele⸗ 
legenheit der Berathung des v. Bennigſenſchen Antrages wegen Aufbebung 
der in Hannover beſtehenden Provinzial⸗Kollegien. — Abg. Dr. Karſten 
erörtert die allgemeinen Prinzipien und Geſichtspunkte, welche bei Beſpre⸗ 
chung dieſes Etats zur Geltung kommen müßten. Er führt aus, daß im 
Miniſterium die beiden Zweige des Kultus und der Erziehung getrennt, 
und daß durchgängig viel höhere Mittel für die Lehranſtalten und Schulen 
angewieſen werden müßten. — Damit iſt die allgemeine Beſprechung ge 
ſchloſſen. — Titel 1—3 der Einnahmen werden genehmigt. Zu Titel 4 
(Kultus und Unterricht gemeinſam) bringt Abg. Dr. Eberty die Angelegen⸗ 
heit wegen der Domftifter in Zeitz, Naumburg und Merſeburg zur Sprache. 
Er giebt einen hiſtoriſchen Rückblick auf die Entſtehung der Domkapitel, 
fucht nachzuweiſen, daß dieſelden nach dem Geſetze nicht mebr befteben bürf- 
ten, und fragt, was z. B. die Domherten zu Derjeburg ſchon für die Kirche 
und für die Schule geleiſtet hätten. Es ſeien dies der General v. Man⸗ 
teuffel und die Ober⸗Präſtdenten v. Münchhauſen und v. Witzleben. Das 
Vermögen dieſer Stifter entziehe ſich jetzt der Landeskontrole. Das deutſche 
und preußiſche Staatsrecht unterſtütze das Haus, wenn es ſage, daß die 
Domſtifter zu Unterrichtszwecken beſtimmt und beſſer zur Erböbung der 
Dotationen für die Schullehrer zu verwenden feien. (Der Abg. Freiherr 
v. Binde macht hierauf die Bemerkung, daß die Redner, wenn ſie vom 
Platze ſprächen, ſchwer zu verfteven ſeien, und kuupft daran ben Wuuſch, 
daß die Redner von der Tridüne ſprechen möchten). — Abg. Dr. Waldeck 
erwidert, daß das Sprechen von der Tribüne wieder den Uebelſtand habe, 
daß die Redner von den Journaliſten nicht verſtanden würden. 

Präsident von Forckenbeck: Die Ionrnafiftentribüne habe noch 
andere Uebelſtände, welche den Journaliſten das Geſchaft ſehr erſchwere. 
Es ſei in Erwägung genommen, ob durch Verlegung der Journaliſten⸗ 
tribüne dieſen Uevelſtänden Ahhülfe geſchaffen werden konne. (Ruf: Her ⸗ 
renhaustribüne.) Auch dies iſt in Erwägung genommen, — (Die Debatte 
gebt hierauf weiter.) Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Reg. Rath v. Wolff: 
Die Staatsregierung habe die Pflicht, beſtehende Korporationen in ihren 
Rechten zu ſchü en und dieſer Aufgabe werde fie nachkommen. Sie erſuche 
das Haus, der Staatsregierung das Vertrauen zu ſchenken, daß ſie bei der 


Deutſchland. 

DO Berlin, 123. Januar. Die Angelegenheit eines Pro- 
vinzialfonds für Hannover nimmt ſowohl in parlamentari- 
ſchen als Reglerungskreiſen die Aufmerkſamktit immer mehr in An- 
ſpruch, je näher der Zeitpunkt rückt, wo diefelbe zur Berathung an 
den Landtag gelangt. In den verſchiedenen Partei - Fraktionen iſt 
mit Ausnahme der Fortſchritts partei über die Frage eine Spaltung 
eingetreten, da die Geſichtspunkte, von welchen aus ditſelbe betrachtet 
werden kann, der Art ſind, daß die gewöhnlichen Parteiſtandpunkte 
zur Annahme einer beſtimmten Haltung in derſelben nicht ausrei- 
chen. Die letzten Auslaſſungen der Provinzlal⸗Correſpondenz über 
dieſe Angelegenheit ſind denn auch beſonders an die Konſervativen 
gerichtet, bei denen mannigfache Bedenken gegen die Bewilligung 
des Provinzialfonds laut geworden find. Dieſelben weiſen nament- 
lich auf die allerdings nicht überall zu billigende Haltung der Han- 
noveraner hin, die große Anſprüche zu erheben pflegen und dabei 
der Retzierung alle möglichen Schwierigkeiten bereiten. Was die 
Stellung der Regierung anbelangt, ſo ſteht ſie mit ihrer Auffaſſung 
über den Parteien. Sie behandelt die Sache nicht als eine Lokal; 
frage, die Bewilligung des Provinztalfonds nicht als die Bevor⸗ 
zugung einer einzelnen Provinz, ſondern ſie ſteht dieſelbe vom hö⸗ 
bern politiſchen Standpunkte aus als ein Zugeſtändniß an einen 
neu angeſchloſſenen Landestheil, als einen Beweis der Politik der 
Verſöhnung an, welche Preußen bei der Erweiterung des Staats- 
körpers und bel dem Empor wachſen desſelben in Deutſchland zur 
Richtſchnur zu nehmen hat. Man erwartet übrigens, daß durch 
einen Vermittelungsvorſchlag, durch welchen auch den andern Pro- 
vinzen dem Prinzip nach eine gleiche Stellung wle Hannover ge- 
wahrt wird, die Konfervativen geeinigt und auf dieſe Weiſe eine 
befriedigende Erledigung der Angelegenheit erzielt werde. — Eine 
Zeitung theilt das Gerücht mit, daß der Abg. Windhorſt nach 
Schluß der Seſſion in einer der neuen Provinzen (Hannover) eine 
hohe Anſtellung erhalten werde, „da nach der Anſicht der Regie- 
rung eine ſo bedeutende Kraft dem Staatsdlenſte nicht verloren 
geben dürfe.” Bis jetzt iſt in Reglerungekreiſen von einer Anftel- 
lung des Abg. Windhorft nichts bekannt, ſollte es ſich aber einmal 
über die Anſtellung „dieſer bedeutenden Kraft“ handeln, ſo wollen 
wir wünſchen, daß die liberalen Kreiſe ihrer jetzigen Anſicht treu 
bleiben mögen. — Wie wir ſchon früher erwähnt haben, hat es 
ſich in Betreff der Splelbanken- Angelegenheit bis jetzt we⸗ 
der um die Genehmigung eines dieſelbe betreffenden Vertrags durch 
St. Maj. den König, noch um den Abſchluß eines ſolchen Ver⸗ 
trags, noch auch um definitive Verhandlungen über einen ſolchen 
gebandelt, vielmeht ſind erſt nach der Montageſitzung des Abgeord⸗ 
netenhauſts, in welcher der Miniſter Graf Eulenburg die be⸗ 
kannten Erklärungen abgab, von Sr. Majeſtät dem Könige die 
Grundſätze gutgebeißen worden, welche die Regierung bei ihren 
Berbandlungen mit den Splelpächtern zur Richtſchnur nehmen will. 
Die definitiven Verhandlungen werden daher erſt jetzt eingeleitet. 
Im Falle dieſelben ein günſtiges Ergebniß nicht haben, wird die 
Angelegenheit allerdings auf legislatſvem Wege zum Austrag ge- 
bracht werden müſſen. — Wie wir geſtern erwähnt haben, handelt 
es ſich um einen beſondern Nothſtand, wie er von einigen Zeitun- 
gen angenommen wird, im Weſterwald nicht, finden aber den⸗ 
noch die dortigen permanenten bedrängten Verbältniſſe alle Auf- 
merkſamkeit und Theilnahme der Regierung. Unter andern iſt der 
Neg.-Präfldent v. Dieft jetzt auf einer Rundreiſe begriffen, um 
genaue Kenntniß von den dortigen Zuſtänden behufs eventueller 
Abbülfe zu nehmen. Wie übrigens ein Nothſtand fabrizirt 
wird von den demokratiſchen Blättern, davon geben folgende An- 
gaben Zeugniß. Anfangs war in den naſſaulſchen Blättern ſelbſt 
von einem Nothſtand im Weſterwald nichts zu finden, das Kapitel 
wurde indeſſen von der in Berlin erſcheinenden „Zukunft“ angeregt, 
mit Vorwürfen gegen die Geſinnungsgenoſſen, daß fie das Thema 
nicht in der bekannten politiſchen und agttatoriſchen Weiſe behan⸗ 
delten. Einige Zeit blieben die Mahnungen der „Zukunft“ ohne 
Wirkung, jetzt baben ſte indeſſen ſchon den Erfolg gehabt, daß 
einige naſſauiſche Blätter Bericht über den angeblich ſchlechten Aus- 
fall der Ernte und die dadurch bedingte Preiserhöhung des Getreides 
bringen. In dieſer künſtlichen Weiſe werden demokratiſche Agita- 
tionen. gemacht. — Mit Hinſicht auf die Vorarbeiten für eine Re- 
form der Eivil-Progehorduung wird dem Juſtiz-Miniſter von 
einigen Blättern ein Vorwurf daraus gemacht, daß er dabei den 
Appellatlonegerichten nur eine beſchränkte Wirkſamkelt eingeräumt 
babe, indem denſelben nur 15 Fragen zur Beantwortung vorge- 
legt worden ſeien. Abgeſeben davon, daß die Beantwortung von 
15 Fragen, wenn dieſelben wichtig find und eingehend behandelt 
werden, eine ſehr bedeutſame Arbeit bilden können, jo find die Ap- 
pellatlonsgerichte auch noch angewiefen worden, ſich auch noch über 
andere Punkte aus zuſprechen, die fie dafür geeignet halten. — Was 
die Angaben der „Berl. Böif.-Ztg." über die angebliche Wirder- 
herſtellung des Schwanenordens betrifft, jo beruhen dieſelben 
auf einer ſtarken Verwechſelung, und zwar mit einem Wohltbä- 
tigtelts-Vereln, der bel dem Minifter-Präfdenten um dle Ge⸗ 
wäbrung der Rechte einer juriſtiſchen Perſon eingefommen iſt. Die 
„Börſen-3t.“ hat alſo wieder unnützer und unbegründeter Welſe viel 
Lärm gemacht. 

Berlin, 23. Januar. Se. Mal. der König nahm Mitt- 
woch Vormittags, im Beiſein des Gouverneurs Grafen v. Wal- 
derfee und dis Stadtlommandanten Grafen Bismarck-Bohblen, mili- 
täriſche Meldungen entgegen, empfing den Beſuch Sr. Königl. H. 
des Kronprinzen und arbeitete bierauf mit dem General v. Pod- 
bielskt, dem Chef des Militärkabinets v. Tresckow und dem Ver- 
treter des Marineminifters v. Roon, Contre-Admiral Jachmann. 
— Nachmittags erthellte Se. Maj. der König, an der Seſte des 
Prüſidenten des Staateminiſteriums, Grafen Bismarck, den Ge- 
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trag feinen Zweck durch die Debatte erfüllt hat, ziehe ich denſelben jeh zu⸗ 
rd — Abg. Löwe fordert den Regierungs⸗Kommiſſar auf, durch That⸗ 
ſachen zu beweiſen, was die Regierung bisher zur Ausführung des Art. 15 
ethan. — — Bieck (gegen Löwe): Von der Hoftheologie, wenn der 
usdruck einmal gebraucht wird, ift keine Knechtung der Geiſter ausgegan⸗ 
gen, die Kirche bat ſich frei entwickelt, und ihre Inſtitutionen ſtanden unter 
dem Einfluß des heiligen Geiſtes, der ihr ſtets gegenwärtig war. — 
Es folgt die Berathung über Tit. 9, 10 und 11 (Konſiſtorien). (Beſol⸗ 
dungen, perſönliche Ausgaben und ſächliche Ausgaben, zuſammen 193,618 
Thlr.) Es liegen hierzu folgende Anträge vor; 1) Richter: die für die 
Provinzial⸗Konſiſtorien in Hannover, Stade, Otterndorf, Osnabrück und 
Aurich und den Ober⸗Kirchenrath in Nordheim geforderten 39,176 Thlr. 
als Pauſchquantum zu bewilligen; 2) Miquel: die Regierung aufzufordern, 
dem Landtage eine Vorlage zu machen, 1) Bebufs der Aufhebung der in 
der Provinz Hannover beſtehenden Provinzial Konſiſtorien; 2) Behufs der 
Uebertragung der Oberaufſicht über die Vollsſchulen auf das Provinzial- 
Saule legium; 3) Richter: Das Haus wolle erklären: die von der Re 
ierung in Naſſau und Schleswig⸗Holſtein durch die Verordnungen vom 
22 und 24. September v. J. neu errichteten Konſiſtorien, ſo wie die in 
Hannover und Heſſen übernommenen, haben nach Art. 15 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde ebenſo wie die gleichen Behörden der alten Landestheile einen pro⸗ 
viſoriſchen Charakter und wird das Recht vefinitiver Anordnungen der evan⸗ 
eliſchen Kirche vorbehalten. — Abg. Windthorſt (Meppen) bittet um 
Kölehnung der Anträge 1 und 2. as Abgeordnetenhaus hat nicht die 
Kompetenz, allein über die Aufhebung derſelben zu entſcheiden; vorher 
müſſen eniſchieden die Konfiftorien ſelbſt gehört werden. 

Abg. Miquel: Durch die Annahme ſeines Antrages wären die Kon⸗ 
ſiſtorien noch nicht ſofort aufgehoben, ſondern der Regierung die Vorbe⸗ 
reitung zur Vorlage des Geſetzes überlaſſen. Durch feine Durchführung 
würde eine nicht ünbedeutende Erſparniß gemacht und die nothwendige 
Selbſtſtändigkeit der Kirche hergeſtellt. Die Anſicht über das Schulweſen 
würde viel beſſer vom Provinzial⸗Schul⸗Kollegium geführt, als bisher von 
den Konſiſtorien. Auch in der Provinz Hannover wünſche man, daß Art. 
15 der Verfaſſung ganz zur Ausführung komme. — Abg. Dr. Elliſſen 
ſtimmt dem Vorredner bei. Eine baldige Durchführung eines allgemeinen 
Kirchengeſetzes ſei nöthig. Das beweiſe u. A. eine Petition aus Osnabrück, 
wo ſich beſtändig ein Pfarrer weigert, die Taufen mit Hinweglaſſung der 
ſogenannten „Teufelentſagungs⸗Formel“ zu vollziehen, und in dieſer ſeiner 
Renitenz durch die oberen Kirchenbehörden noch unterſtützt wird. (Hört! 
hört!) — Abg. Knapp (von der Rednertribüne) ſcheint zum zweiten An⸗ 
trage des Abg. Richter mit Berückſichtigung der naſſauiſchen Verhaltniſſe 
zu ſprechen. — Reg.⸗Kommiſſar Lehnerdt erklärt, daß die Einrichtung des 
Konſiſtoriums zu Wiesbaden auf Königlicher Verordnung beruhe, wozu der 
König kraft der ihm vom Landtage übertragenen Diktatur 1867 befugt ge⸗ 
weſen ſei. Es könne nun wohl nicht die Abſicht des Hauſes fein, eine 
Behörde aufzuheben, die vollſtändig geſetzmäßig eingerichtet jei. Bei der 
Einrichtung des Konſiſtoriums werde man darauf bedacht ‚fein, den bis 
herigen bureaukratiſchen Charakter der Kirchenbehörden zu brechen. Er bittet 
um Ablehnung aller Anträge, da die Staatsregierung ſich keineswegs 
der Anſicht hingeben könne, daß die Konſiſtorien proviſoriſch wären, die 
Annahme der Anträge werde die Intereſſen der evangeliſchen Kirche nur 
ſchädigen. — Abg. Richter: Die Erklärung des Herrn Regierungs⸗Kom⸗ 
miſſars hat mich einigermaßen überraſcht. Ich war allerdings der Anſicht, 
daß der Landtag dem Könige eine Diktatur in politiſcher Beziehung in den 
neuen Provinzen übertragen hatte, nicht aber in kirchlicher Beziehung. Ich 
möchte deshald von dem Regierungs⸗Kommiſſar die beſtimmte Erklärung 
hören, ob demgemäß das Konſiſtorium auch als ſtaatliche Behörde zu be⸗ 
trachten ſei, die auf Grund der Diktatur eingeſetzt werden könnte. Sollte 
der Herr Negierungs⸗Kommiſſar jedoch der Anſicht ſein, daß auch in kirch⸗ 
licher Beziehung eine Diktatur eingeführt geweſen ſei, ſo muß ich ihm auf 
das Beſtimmteſte entgegentreten. 5 

Regierungs⸗Kommiſſar Lehnerdt: Ich ſtehe nicht an, darauf zu er⸗ 
widern, wie ich vollkommen darin übereinſtimme, daß die Diktatur nur auf 
das politiſche Gebiet ſich erſtreckte, daß aber in den neuen Provinzen die 
Oberaufſicht und Leitung der kirchlichen Angelegenheiten dazu gehört. In 
Naſſau z. B. feblte es an jeder oberen kirchlichen Behörde. Es blieb alſo 
nichis übrig, als eine ſolche feſtzuſetzen. Ich will anerkennen, daß die wirk⸗ 
liche Kompetenz des Kouſiſtoriums nicht aufgehoben ſei. — Abg. Graf 
Schwerin tritt dieſer Auffaſſung als einer ganz korrekten bei. — Abg. 
Richter zieht während der Debatte ſeinen erſten Antrag zurück, indem er 
ſich dem Antrag Miquel anſchließt. — Alle Poſitionen werden genehmigt; 
auch die Summe für das Konſiſtorium in Wiesbaden, deren Abſetzun 
Abg. Knapp beantragte (für die Abſetzung ſtimmte die Fortſchrittspartei 
und ein Tyeil der National⸗Liberalen.) Der Antrag Miquel wird ange⸗ 
nommen; dafür auch die Freikonſerrativen. — Zu Tit. 12 (Geiſtliche und 
Kirchen) 594,804 % beantragt Abg. Bieck: „die Regierung zu erſuchen, 
auf den Etat pro 1869 eine größere Summe für den evangeliſchen Kultus 
in Anſatz zu bringen, damit vornehmlich die durch Einrichtung von Syno⸗ 
den entſtehenden Koſten beſtritten, die zu gering dotirten Barrfteilen im 
Einkommen angemeſſen erhöht, auch bedürftigen Geiſtlichen und Prediger⸗ 
wittwen namhaftere Unterſtützungen als bisher gewährt werdeu können.“ 
— Abg. Dr. Tech ow gegen den Antrag Bieck, obwohl die Verbeſſerung 
der Pfarrſtellen wünſchenswerth ſei, aber das Verhältniß der Kirche zum 
Staat ſei vollftändig unklar. — Abg. v. Hennig ift gleichfalls gegen den 
Antrag. — Abg Graf Schwerin iſt ebenfalls gegen den Antrag Bieck, 
da er ihn in dieſem Augenblicke für durchaus inopportun hält, obgleich er 
das Bedürfniß in gewiſſem Maße anerkennt. — Abg. Bieck hält ſeinen 
Antrag aufrecht; das Bedürfniß zu ſeiner Forderung ſei ja von allen Sei⸗ 
ten anerkannt worden. — Der Schluß wird angenommen. Es folgen per⸗ 
ſönliche Bemerkungen. — Die Poſition wird genehmigt; der Antrag Bieck 
abgelehnt; dafür ſtimmt nur die äußerſte Rechte. 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. Tagesordnung: 
Fortſetzung der Vorberathung des Etats des Kultus⸗Miniſteriums. 

Ausland. 

Paris, 23. Januar. Die „Patrke“ dementirt das Gerücht 
von der Errichtung eines verſchanzten Lagers bel Satory. Es 
bandelt ſich nach den Angaben des Blattes lediglich um die An- 
legung eines Artillerte-Parks für die zu Verſallles fationirte Kai- 
ſetliche Garde. 3 

Paris, 23. Januar. Die „Patrie“ welſt auf die faſt täg- 
lich ſich mehr befeſtigenden friedlichen Tendenzen bin, welche in den 
maßgebenden Kreiſen Deutſchlands, Frankreichs und Englands herr⸗ 
ſchen und hebt hervor, daß nur die ruſſiſche Regierung dieſer all- 
gemeinen Uebereinftimmung fern bleibe. Dieſes überall gegebene 
Bedürfni nach Frieden, fügt die „Patrie“ hinzu, bezeichnet den 
Triumpb der Idet, aus welcher der Vorſchlag des Katſers zur 
Veranſtaltung eines allgemeinen europätſchen Kongreſſes hervor- 
ging. — Die „Patrie“ meldet ferner, daß cin von einer bochge⸗ 
ſtellten Perſönlichkeit verfaßter Kommentar zu dem neuen Armer- 
geſetz kürzlich erſchlenen und verthellt worden iſt. — Der Kaſſer 
hat ſich heute Morgen zur Jagd nach Komplegne begeben. Unter 
den Eingeladenen befinden ſich Fürſt Metternich und Marſchall Niel. 
i — Per „Abendmoniteur“ meldet, daß ein Expoſs über das 

Milttärgeſetz im Senat vertbeilt iſt. Das amtliche Blatt bemerkt 
blerbel, daß der wahre Grund für die Vorlegung des Armeegeſeßzes 
ielneswege in der Beſorgniß vor einem Kriege zu ſuchen jetz die 
Erfahrungen, welche die Feldzüge in der Krim und in Itallen, jo 
wle der neueſte Krieg in Deutſchland ergeben hätten, ſelen diel- 
mehr die Veranlaſſung als der Grund für die Giſetzvorlage gewe- 
‚jen. Man müfje jagen, daß ts obne den Krieg in Deutschland, 
‚ohne die eklatante Mahnung, welche der ſelbe gegeben, zweifelhaft 
jet, ob die öffentliche Meinung das Armeegeſetz zugelaſſen hätte, 
jenes Geſetz, deſſen Nothwendigkelt und Wichtigkeit nur diejenigen 
einſehen, welche für die Sicherheit und Ehre des Landes Yerant- 
wortlich find. = 

London, 23. Januar. Die Pillauer Bark „Die Sonne“ 


ſcheiterte auf der Fahrt von Hartlepool nach Malaga an ent 
liſchen Küſte in der Nähe von Penzance; der Kapiteln, die Mann⸗ 
ſchaft und 2 Kootjen, im Ganzen 10 Mann, ertranken. 

London, 23. Januar. Nachrichten aus Mauritius. vom, 
3. d. M. melden, daß der Dampfer „Warrior“ in Folge des bef⸗ 
tigen Sturmes geſtrandet iſt. Man hofft, das Schiff wleder flott 
zu machen. — Der berühmte Schauspieler Charles Kean iſt ge- 
ſtorben. * * 
Kopenhagen, 23. Jauuar. Dem Volksthing, welches ſich 
in der Angelegenheit des Verkaufs der weſtindiſchen Inſeln als 
geheimes Comité konſtituirt hatte, wurden in der heutigen Sitzung 
von dem Konfeilspräfidenten die den Verkauf betreffenden diplo⸗ 
matiſchen Verhandlungen mitgetheilt. Das Comité beſchloß dar⸗ 
auf, die Re,terungsvorlage über den Kauf beiden Things zur Ge- 
nehmigung zu empfeblen. — Die Poſtverbindung mit Deutſchland 
iſt wieder unregelmäßig, obgleich der große Belt vollſtändig frei 
vom Eiſe iſt. 

Belgrad, 23. Januar. Das offizlöſe Blatt „Bidovdan“ 
beſtätigt, daß Frankreich, Oeſterreich und England neuerdings der 
ſerbiſchen Regierung diplomatiſche Vorſtellungen über deren mili- 
täriſche Rüſtungen gemacht haben. Die Konſuln der genannten 
Maͤchte ſollen befriedigende Aufkärungen erhalten haben. Das- 
ſelbe Blatt rechtfertigt die militäriſchen Vorkehrungen Ser blens 
durch den Hinweis auf die Nothwendigkelt, mit der Umgeſtaltung 
der militätiſchen Einrichtungen in ganz Europa gleichen Schritt 
zu halten. 

Petersburg, 23. Januar. Der portugiſiſche Geſandte 
Graf Motra iſt in der vergangenen Nacht plötzlich geſtorben. 
Uebermorgen wird in der franzöſiſchen Botſchaft ein Ball zu Ehren 
des jüngſt vermählten Herzogs von Oldenburg ſtattfinden. Die Kai- 
ſerliche Ja mille hat ihr Erſcheinen zugeſagt. 

St. Petersburg, 23. Januar. Das „Journal de St. 
Petersbourg“ dementirt die von dem „Monde“ gebrachte Nachricht 
über den von Rußland den Kretern geleiſteten Beiſtand. Es ſei 
unbegründet, daß eine ruſſiſche Korvette Kriegsmunition für die 
Inſurgenten auf Kreta ausgeſchifft babe. Ueberhaupt geſchähen 
keine Waffentraneporte durch ruſſiſche Schiffe nach der Inſel. 

— Die „Börſenzeltung“ enthält einen Artikel über die euro⸗ 
päiſchen Militärverhältniſſe. In Betreff des franzöſiſchen Armee⸗ 
geſetzes ſpricht das Blatt ſeine Anſicht dahin aus, daß, falls irgend 
welche politiſche Konjunkturen Frankreich einen Krieg mit dem 
Auslande räthlich machen ſollten, dem Kalſer Napoleon eine un ⸗ 
geheute Macht durch eben jenes Geſetz zu Gebote geſtellt würde. 
Wiewohl es den Anſchein habe, als ob eine freundſchaftliche An- 
näherung zwiſchen Preußen und Frankreich beiderſeits angeſtrebt 
werde, jo laſſe ſich doch voraussehen, daß der Kaiſer ſchon in 
wenigen Monaten verſuchen dürfte, einen „hohen Ton“ anzu⸗ 
nehmen. 


Pommern. 

Stettin, 24. Januar. An Liebesgaben ſind bis zum 21. 
d. M. bei dem Hülfs⸗ Comité „für Stettin und Umgegend“ 3058 
Thlr. 10 Sgr. 1 Pf., bei dem Comité „für die Provinz Preußen“ 
5370 Thir. 26 Sgr. 6 Pf., bei dem Comité „für die Suppen- 
Anſtalten“ bis zum 18. d. M. 926 Thlr. 10 Sgr. und bei dem 
in Züllchow gebildeten Sub-Comité „zur Abhülfe des dortigen 
Notdſtandes“ bis zum 20. d. M. 194 Thlr. 13 Sgr. 6 Pf. ein- 
gegangen. 

— Wie wir hören, iſt Seitens des Herrn Landrathes Sta- 
venhagen unterm 16. d. M. an ſämmtliche Ortsvorſtände des 
Randower Kreiſes die gemeſſene Weiſung ergangen, innerhalb 
ihrer Verwaltungsbezlike ſofort ausreichende Jürſorge zu treffen, 
um jedem etwa ausbrechenden „außerordentlichen Nothſtande“ un- 
verzüglich und wirkſam begegnen zu lönnen. Für allen durch 
Nachläßigkeit entſtebenden Schaden und Nachtheil ſollen die Eäu- 
migen, geeigneten Falles auf gerichtlichem Wege, verantwortlich ge⸗ 
macht werden. 

— Wie die „B. B.⸗Z1g.“ mittheilt, ſoll dem Handelsminifter 
gegenwärtig ein Antrag um die Konzeſſion zum Bau einer Eiſen⸗ 
bahn von Stargard über Pyrig, Bahn, Königsberg, Freienwalde, 
Werncuchen nach Berlin vorliegen, um in Konkurrenz mit der 
Berlin⸗Steitiner Bahn den Weg zwiſchen Berlin und Stargard mit 
Vermeidung des Umweges über Stettin um ca. 4 Meilen abzu- 
kürzen. Die Intereſſenten offeriren 200,000 Thlr. als Grundlage 
für die Konzeſſion. Zu ihnen gehören mehrere Gutsbeſizer, wie 
die Herten Schmidt⸗Hirſchfelde, Graf Haſtler, und ſollen engliſche 
KRapitaliften geneigt ſeln, wie in Oſtpreußen, jo auch auf der ge⸗ 
nannten Linie den Bau auszuführen. 

— Der Major v. Maſſenbach, bieder im weſlpreußtſchen 
Küraſſter- Regiment Nr. 5, if à la suite des 1. pommerſchen 
Ulanen-Regiments Nr. 4 geſtelt und zum Präſes der 2. Remonte- 
Ankaufs-Kommiſſton ernannt worden. 

— In der vorgeſtrigen Sitzung der „naullſchen Geſellſchaf 
wurde in Rüdfiht darauf, daß vom norddeutſchen Reſchslage vor- 
ausſichtlich ſofort ein allgemeines deulſches Schifffabrtegeſetz bera- 
then werden wird, vorgeſchlagen, dem Reichstage eine Petition ein- 
zureichen, in welcher die Mängel der jetzigen Schifffahrte bücher sc. 
dargelegt und um deren Abhülfe gebeten werden ſoll. Es handelt 
ſich dabel hauptſächlich: 1. um Wledereinführung der Führungs⸗ 
Atteſte in den Büchern; 2. um Wegfall der Vorſchriften über die 
Arbeitszeit des Schiffevoltes; 3. um Verwendung der Schiffsmann⸗ 
ſchaft⸗Strafgelder zur Unterflügung verarmter oder verunglückte r 
Secleute. f 

— Gegen die bieſige Theater-Direktion war wegen Billet⸗ 
verkaufes während der Stunden des Gottesdienſtes eine Polizei- 
ſtrafe feſtgeſetzt. In Folge eingelegten Rekurſes gegen das bezüg⸗ 
liche Mandat gelangte die Sache geſtern zur Entſcheidung des Po- 
lizelrichters, der die Straffeſtſetzung ebenfalls auftecht erblelt. 

— Geſtern find in den Volks küchen 2190 Portionen Suppe, 
und zwar auf der Laſtadle 812, Torney 138, Grünhof 254, Gra- 


bow 140, Bredow 309, Bredower Antheil 377, Zülchow 160 


Portionen verabreicht. 

— Vorgeſtern früh entſtand in einer Wohnung des Hauſes 
Schulſtraße Nr. 5 in Grabow — muthmaßlich durch die Unvor⸗ 
ſichtigkeit eines im Zimmer allein anweſenden Sjährigen Knaben 
— ein Gardinenbrand, der ſich auch bereits einigen Beliſtücken 
mitgetheilt hatte, als die Dämpfung gelang. 

— Geſtohlen iſt: am 20. vom Hausflur Schulzenſtraßt 


Nr. 19 ein grau leinener 5 Ellen langer und 4 Ellen breiter 
Bun In der Nacht zum 21. einem Eigenthümer in Bredow „die 

älfte jeiner, austbüre“; am 22. einem Fuhrmann aus Schwedt 
auf der Strecke von Fortpreußen durch die Neuſtadt bis zur großen 
La dena em Wagen ein 1 Ctr. ſchwerer Ballen Lumpen; 
vom Trocknenboden des Hauſes Brelteſtraße Nr. 52 nach Befeiti- 
gung des Vorhängeſchloſſes mebrere Wäſcheſtücke, ferner aus einer 
Kammer in demſelben Hauſe in gleicher Weiſe ein Paar Plüſch⸗ 
ſchuhe, geſtern einem Poſamentirwaarenhändler auf dem Roſen⸗ 
garten durch den dabei ergriffenen und verhafteten Arbeiter Franz 
Brenping zwei Shawls und ein Paar Filzſchuhe, welche Gegen⸗ 
ſtände vor dem Verkaufslokal ausbingen. 


Vermiſchtes. 

— (Theurer Wein.) Der älteſte Rheinwein in der „Roſe“ 
des Rathskellers zu Bremen ſoll aus dem Jahre 1624 ſtammen. 
Eine jüngere Sorte iſt vom Jahre 1668. Dieſer Rhelnweln koſtet, 
wenn nur 6 Oxhoft zu 300 Thaler Gold eingekauft wurden, mit 
Zins und Zinſeszins, Lekkage und Erſatz mit 10 pCt. feit 192 
Jahren, das Oxhoft 5752 Millionen Thaler; die Flaſche 22 Millio- 
nen Thaler; ein Glas (8 auf die Flaſche) 2½ Millionen, und 
jeder Tropfen (1000 Tropfen auf ein Glas gerechnet) 2750 
Thaler. 


Literariſches. 

— Mehring, die Frage von der Todesftrafe. Stutt⸗ 

gart 1867. Der Verfaſſer verſucht es, aus der heiligen Schrift 
zu beweiſen, daß die Todesſtrafe nicht geboten, ja dem Geiſte des 
Chriſtentbums zuwider ſel und deshalb aufgehoben werden müſſe. 
Wir haben die Schrift mit großem Intereſſe geleſen, da der Ge⸗ 
dankengang geiſtreich, und auf tiefe Studien gegründet, überall zu 
eigenen Gedanken anregt und ebenſo einer ſeits einen hoben fitt- 
lichen Ernſt, als andererſelts ein gründliches Wiſſen offenbart. 
Dennoch können wir uns mit dem Ergebniſſe nicht einverſtanden 
erklären. Mit ganz ähnlichen Gründen könnte man jede Strafe 
als dem Geiſte des Chriſtenthums nicht entſprechend bekämpfen und 
überall nur Liebe und Verſöhnung fordern. Das aber entſpricht 
weder dem Menſchen, noch dem helligen Ernſte der göttlichen Ge⸗ 
rechtigkeit, welche die Sünde und den Sünder ſtraft und ſofern er 
ſich nicht bekehrt, ewiger Strafe anheimgiebt. Dagegen können wir 
dem, was der Verfaſſer über die Haltloſigkelt der modernen Straf⸗ 
theorien ſagt, aus voller Ueberzeugung zuſtimmen und enthält das 
Heft in biefer Beziehung vieles. ſehr zu Beherzigende. 


4 1 
Stettin, 24. Januar. üterung: trübe, Nachts ſtar nee 
fall. Temperatur — 2 R. Wind: NO. WA 
Weizen ſteigend bezahlt, per 2125 Pfd. loco gelber inländ. 102 bis 
108 & bez., ordinärer 988—100 &, ungariſcher 94—98 ½ , polnischer 
bunter und weißbunter 98 106 bez., 83 — 8öpfb. gelber Feil 101 ½, 
102 ½, , 103 bez., 102%, % Br. u. Gd., Mai⸗Juni u. Juni⸗Juli 
102½ 9% bez., 103 Br., 102 ½ Gd. 
Roggen animirt, pr. 2000 Pfd. loco gerin er 77, 77½ 3 bez., 
ungariſcher 78, 78½ bez., feiner inländ. 7 
7 79 A Gb., Frübiahr 79 — 80 . en u. Gb., Mai-Jumi 
beach 80 3 bez., Juni⸗Juli 7814 9% bez., -Auguſt 76%, 77 
ezahlt. s ! j 
Gerſte feſt und höher, loco pr. 1750 Pfd. mähriſche 51—55 
geringe 17 . ber, le Sen 5% bez. — ich 
2 afer feſt, per 1& loco 37, 37½ bez., 47 — 50pfd. 
jahr 38%, 9% bez. u. Gd, 39 Br. Ab, . 
a = en feſt, pr. 2250 Pfd. loco 68 — 70 3 bez., Frübjahr Futter⸗ 


ez. 
n be eh bez. 10 
upinen gelbe ez., Frühjahr 421, Br. 

Petroleum loco 7 I% se vn * 

Rubol wenig verändert, loco 1015 % Br., Februar ⸗März 1014, 
A bez., April⸗Mai 10%, bez u. Gd. 

Rappkuchen loco 2 3% 4 Yu bez. 

Spiritus ſteigend, loco obne Faß 20% 9% bez., mit Faß 192%, 
Januar, Januar + Februar u. Februar März 20 Br. u. Gd., Frühjahr 
20%, ½ A bez., Mai⸗Juni 21 % Br., 20%, ½ 92 bez., Juni⸗ 
Juli 211%, / bez. u. Br. 

Angemeldet. 59 Wipl. Roggen. 

Regulirungs⸗Preiſe: Weizen —, Roggen 79, Rüböl 10½, 
Spiritus 2014. x 

Hamburg, 23. Januar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
ſehr feſt, auf Termine anfangs höher. Roggen ab auswärts höher gehal⸗ 
ten. Weizen pr. Januar 5400 Pfd. netto 177 Bankothaler Br., 176 Gd., 
Januar⸗Februar 177 Br., 176 Gd., pr. Frühj. 178 Br. u. Gd. Roggen 
pr. Januar 5000 Pfd. Brutto 140 Br., 139 Gd., Januar » Februar 140 
Br., 139 Gd., per Frühjahr 138 Br. und Gd. Hafer feſt. Ruüböl feſt, 
loco 22½, per Mai 23½, per Oktober 23%,. Spiritus zu 28 ½ ange⸗ 
boten. Kaffee lebhaft, 4500 Sack Santos ſchwimmend begeben. Zink ohne 
Kaufluſt. Petroleum auf ſpäte Termine höher gehalten. — Schneeſturm. 

Amſterdam, 23. Januar, Getreidemarkt. (Schluß bericht.) Roggen 
loco ruhig, auf Termine ſteigend, pr. März 31594, pr. Mat 319. 
= tettim, den 24 Januar. D 


Hamburg . . 6 Tag.| 151½ & st. Börsenhaus-O. 4 vn; 
; +2 Mt. — St. Schauspielh.-O. 5 — 
Amsterdam 8 Tag.“ 143%, G [Pom. Chausseeb.-O. 5 — 
a 2 Mt. — Used. Woll. Kreis-O.| 5 = 
London 10 Tag 6 24 bz Pr. National-V.-A. 4 119 
— Mt. — Pr. Sce-Assecuranz 4 — 
Paris 10 Tg 81%, G [Pomerania 4 119 B 
„ 2 Mt. — W 4108 B 
Bremen. . 3 Mt. — St. Speicher-A .. 5 — 
St. Petersbg. 3 Weh.“ 93% G |Ver.-Speicher-A....| 5 * 
Wien 8 Tag. — Pom. Prov.-Zuckers. 5 900 @ 
„een 2 Mt. — N. St. Zuckersied. 4 — 
Preuss. Bank 4 Lomb. 414 & |Mesch. Zuckerfabrik 4 — 
Sts.-Anl.5457| 4½ — Bredower „ 4 . 
„ „ 5 — Walzmühle 5 — 
St.-Schldsch. | 3½ — St. Portl.-Cementf. 4 — 
P. Präm.-Anl.| 3%, — St. Dampfschlepp G.] 5 — 
Pomm.Pfdbr.| 3½ — St. Dampfschifl- V.. 5 > 
3 ie! — Neue Dampfer-C. 4 — 
„ Bentenb.| 4 — Germania 100 B 
Ritt. P. P. B. A. 4 — Vulkan 90 B 
Berl.-St. E. A. 4 — St. Dampfmühle - + 4|114B 
„ Prior. 4 = Pommerensd. Ch. F. 4 — 
— „ 14 — Chem. Fabrik-Ant. 4 — 
Starg.-P. E. A. 4½ — St. Kraftdünger -F.“ — en 
— Gemeinn. Bauges. 5 — 


— Prior. 
St. Stadt-O. 4 ½ 
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